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Aus der Begründung:
Die Anordnung von Raten- und Zinszahlungen durch 
das Bezirksgericht verletzt das Gesetz.

Mit Rücksicht auf die für die Ratenzahlung beacht­
lichen wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin — ihr 
durchschnittliches monatliches Nettoeinkommen beträgt 
etwa 500 M, wovon sie im Rahmen des Familienaufwands 
ihre Kinder mit zu versorgen und eine Resthypothek von 
etwa 6 000 M zu tilgen hat — ist zu Recht geprüft worden, 
ob ihr bei der Erfüllung der Ausgleichsverpflichtung Ra­
tenzahlungen zu gewähren waren (vgl. OG, Urteil vom 
15. Juni 1971 - 1 ZzF 6/71 - NJ 1971, Heft 19, S. 594).

Die hierzu getroffenen Feststellungen sind jedoch er­
gänzungsbedürftig. Ke müssen zu hinreichender Klar­
heit über die Vermögensverhältnisse der Klägerin führen, 
die es zunächst für möglich gehalten hatte, ihre Aus­
gleichsverpflichtungen in einer für den Verklagten gün­
stigeren Weise zu erfüllen. Dabei ist zu beachten, daß von 
ihr nicht die Veräußerung ihres Grundstücks oder das 
Eingehen einer sie .erheblich belastenden Kredit- oder 
Darlehnsverpflichtung erwartet werden kann, damit nicht 
ihre wirtschaftlichen Verhältnisse in unvertretbarer Weise 
beeinträchtigt werden. Sind auf seiten der Klägerin keine 
anderen als die bereits festgestellten Möglichkeiten zur 
Erfüllung ihrer Ausgleichsverpflichtung gegeben, hat es 
bei Monatsraten von 50 M zu verbleiben. Die Interessen des 
Verklagten müssen unter diesen Bedingungen zurücktre­
ten. Sofern sich ihre wirtschaftlichen Verhältnisse in Zu­
kunft günstiger gestalten werden, besteht die Möglichkeit, 
die Ratenzahlung zu erhöhen (§ 94 Abs. 2 ZPO).

Fehlerhaft war es, dem Verklagten Zinsen für den ge­
samten Ausgleichsanspruch ab 6. Februar 1978 zuzuerken­
nen. Insoweit sind familienrechtliche Grundsätze nicht 
hinreichend beachtet worden.

Wird eine Ehe geschieden, soll für jeden geschiedenen 
Ehegatten eine den gegebenen Möglichkeiten entspre­
chende Lebensgestaltung gesichert werden. Diesem Zweck 
hat die Vermögensteilung und die Erfüllung einer Erstat- 
tungs- oder Ausgleichsverpflichtung zu dienen (vgl. dazu 
Lehrbuch Familienrecht, Berlin 1976, S. 184 ff.). Hierbei 
sind die berechtigten Interessen der in weniger günstigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen lebenden Prozeßpartei ge­
bührend zu berücksichtigen.

Ist ein Ausgleichsanspruch zu erfüllen, hat der ver­
pflichtete geschiedene Ehegatte die ihm gegebenen Mög­
lichkeiten auszuschöpfen, um dieser Verpflichtung alsbald 
nachzukommen. Werden die dem Verpflichteten gegebe­
nen Möglichkeiten von ihm in zureichendem Maße aus­
geschöpft, dann bestehen für eine weitergehende Inan­
spruchnahme durch Zinsleistungen keine Voraussetzungen 
mehr. Aus diesem Grunde war es nicht zulässig, die Klä­
gerin zu verpflichten, ab Rechtskraft des Urteils zusätz­
lich für den gesamten Ausgleichsbetrag Zinsen zu zahlen.

Eine Verpflichtung zur Entrichtung von Zinsen kann 
in den Fällen der §§ 39 Abs. 1 Satz 2, 40 FGB nur gegeben 
sein, wenn der Schuldner mit der Erfüllung in Verzug 
gerät (§ 86 Abs. 3 ZGB). Wurden zur Erfüllung der Ver­
pflichtung Ratenzahlungen gewährt, entstehen Zinsver­
pflichtungen nur dann, wenn die jeweilige Rate nicht in 
der für sie bestimmten Frist gezahlt wird (vgl. FGB- 
Kommentar, Berlin 1973, Anm. 3.5. zu § 39 [S. 164]; 
Anm. 2.5. zu § 40 [S. 170]).

§ 39 FGB; OG-Richtlinie Nr. 24.

Bei der Verteilung des Eigentums und Vermögens der Ehe­
gatten sind ihre Lebensverhältnisse gebührend zu berück­
sichtigen. Dabei können besondere Umstände (hier: daß 
ein Ehegatte möbliert wohnen will) ein Abweichen von der 
Regel begründen, daß beiden Beteiligten eine getrennte 
Haushaltsführung ermöglicht oder zumindest erleichtert 
werden soll.
OG, Urteil vom 3. Oktober 1978 - 3 OFK 46/78.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden. Das Erzie­
hungsrecht für ihre jetzt 13jährige Tochter hat die Ver­
klagte erhalten. Ihr wurde auch die im Grundstück ihres 
Vaters gelegene Ehewohnung zugesprochen.

Im Vermögensauseinandersetzungsverfahren waren vor 
allem Haushaltsgegenstände sowie ein Pkw zu verteilen. 
Der Kläger hat vorgeschlagen, daß die Verklagte den Haus­
rat übernimmt, da ihr die Rechte an der Ehewohnung 
übertragen worden seien. Er wohne z. Z. möbliert und 
könne daher größere Gegenstände nicht unterbringen. Die 
Verklagte hat einen wertmäßig höheren Anteil (60 Prozent) 
für sich beansprucht und im Interesse des Kindes ebenfalls 
die Zuweisung des Pkw beantragt.

Das Kreisgericht ist den Anträgen der Verklagten ge­
folgt. Es hat den Prozeßparteien Haushaltsgegenstände im 
Werte von jeweils 5 500 M zugesprochen und den Pkw samt 
Zubehör im Werte von 14 230 M in das Alleineigentum der 
Verklagten übertragen. Unter Berücksichtigung einer wert­
mäßigen Verteilungsquote von 40 :60 zugunsten der Ver­
klagten wurde sie verurteilt, dem Kläger 5 422,80 M zu 
erstatten.

Die Berufung des Klägers hat das Bezirksgericht abge­
wiesen. Es war der Auffassung, daß die Zuweisung des 
Pkw an die Verklagte nicht zu beanstanden sei. Wenn ein 
Ehepartner den größeren Anteil an Einrichtungsgegen­
ständen benötige, weil er das Erziehungsrecht für die aus 
der Ehe hervorgegangenen Künder ausübe, könne das allein 
nicht dazu führen, dem anderen nichterziehungsberechtig- 
ten Ehegatten jeweils die für die Freizeitgestaltung ange­
schafften Vermögenswerte zuzuteilen. Die Verklagte habe 
eine unterschiedliche Arbeitszeit und sei deshalb zur Ge­
winnung von mehr Freizeit auf die Benutzung des Fahr­
zeugs angewiesen. Der Kläger müsse einen Teil des Hausrats 
übernehmen, selbst wenn er zur Zeit dafür keine Verwen­
dung habe.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Gemäß § 39 Abs. 1 FGB haben die Gerichte bei der Ver­
teilung des gemeinsamen Eigentums und Vermögens der 
Ehegatten auf ihre Lebensverhältnisse Rücksicht zu neh­
men. Zur gegenständlichen Verteilung der vorhandenen 
Sachen wird im Abschn. AII Ziff. 6 der Richtlinie Nr. 24 
des Plenums des Obersten Gerichts zur Aufhebung der 
Eigentums- und Vermögensgemeinschaft der Ehegatten 
während und nach Beendigung der Ehe vom 22. März 1967 
(GBl. II Nr. 30 S.180; NJ 1967, Heft 8, S. 240) i. d. F. des 
Änderungsbeschlusses des Plenums des Obersten Gerichts 
vom 17. Dezember 1975 (NJ-Beilage 1/76 zu Heft 3) als all­
gemeine Regel angeführt, daß beiden Beteiligten eine ge­
trennte Haushaltsführung ermöglicht oder zumindest er­
leichtert werden soll. Hierbei sind auch Gegebenheiten 
zu berücksichtigen, die ein Abweichen von dieser Regel 
begründen können, so z. B. der Umstand, daß ein Ehegatte 
möbliert wohnen will.

Der Kläger hat auf Drängen der Verklagten und ihres 
Vaters nach Scheidung alsbald die Ehewohnung verlassen 
und wohnt nach einer Auskunft des Rates der Stadt, Re­
ferat Wohnraumlenkung, seither in einem möblierten Zim­
mer. Diese Dienststelle hat in einer weiteren Stellung­
nahme bescheinigt, daß der Kläger in absehbarer Zeit nicht 
mit anderem Wohnraum rechnen kann. Diesem Umstand 
haben das Kreis- und das Bezirksgericht zuwenig Auf­
merksamkeit geschenkt. Der Antrag des Klägers, ihm 
keine größeren Haushaltsgegenstände zuzusprechen, war 
aus den erwähnten Gründen verständlich. Hinzu kommt, 
daß es ihm vermutlich für längere Zeit nicht möglich sein 
wird, sie außerhalb der vormaligen Ehewohnung unterzu­
stellen. Es ist auch ungewiß, ob ein Verkauf der Sachen 
zum Zeitwert erfolgen kann. Deshalb sind möglicherweise 
beachtliche Nachteile für den Kläger nicht ohne weiteres 
auszuschließen, wenn seinem Antrag zur Verteilung des 
Hausrats nicht gefolgt würde. Die Verklagte, die mit der 
Tochter weiterhin in der vormaligen Ehewohnung ver­
bleibt, dürfte bessere Verwendung für die dem Kläger zu-


